
LandesArbeitsGemeinschaft PsychiatrieKoordinator/innen (LAG PK)
der Landkreise und kreisfreien Städte Sachsens

Positionspapier als Orientierungshilfe zur flexiblen Gestaltung der fachlichen Praxis

Maßnahmen zum Vollzug von 5 1905 BGB

Präambel

Sowohl die Verfassung des Freistaates Sachsens, das Grundgesetz der Bundesrepublik als auch die
Europäischen Menschenrechtskonvention garantieren allen Bürgern fundamentale Rechte auf

Selbstbestimmung, Freiheit und körperliche Unversehrtheit. Deshalb ist die Anwendung von Zwang und

Freiheitsentziehung in dergesundheitlichen Versorgung zu vermeiden, da sie in diese garantierten

Grundrechte der betroffenen Menschen schwenariegend eingreift. Sie muss deshalb das letzte Mittel
bleiben und darf nur in Ausnahmefällen und nur auf der jeweiligen gesetzlichen Grundlage zur

Anwendungkommen. Fürden Bereich des gemeinschaftlichen Wohnens in besonderen Wohnformen
(bishe rSozialthe rapeutische Wohnstätten) mit eine m (fakultativ) geschlossenen Be reich - Schwe rpunkt
des vorliege nden Papie res - kann dies nur ein Beschluss durch das zuständige Betre uungsge richt auf de r

Grundlage von 51906 BGB sein.

1 AusFangslage

Der Freistaat Sachsen gehört zu den Bundesländern, in denen freiheitsentziehende Maßnahmen

vergleichsweise wenig Anwendung finden. Trotzdem verzeichnen die Gemeindepsychiatrischen

Verbunde Sachsens eine - bislang nur leichte, aber stetig ansteigende - Zunahme an Anträgen auf
geschlossene Unterbringung psychisch kranker Menschen sowohl auf zivilrechtlicher als auch auf

öffe ntlich rechtl icher Grundlage. 1

Zudem zeigen sich in einigen Einrichtungen unverhältnismäßig lange und fachlich nicht mehr
hinreichend begründbare Verweildauern unter geschlossenen Bedingungen. Diese langfristigen

Unterbringungen sind künftig zu vermeiden, Konzepte mit freiheitsentziehenden Maßnahmen sollten
stets die Reintegration in die Gesellschaft als übergeordnetes Ziel zum lnhalt haben.

Es ist zu konstatieren, dass in den psychiatrischen Kliniken die durchschnittliche Aufenthaltdauerin den
letzten Jahren stetig gesunken ist. Füreinen bestimmten Personenkreis psychisch kranker Menschen ist

dies - für die Entwicklung einer Lösung für die bestehenden schweren psychischen Probleme - mit
Gefahren verbunden. Patienten haben zum Teil den Eindruck, dass die Zeit oft nicht ausreicht, damit sie

einen Weg aus der langwierigen psychischen Krise finden können. Es istdaherwichtigfestzuhalten:
Freiheitsentziehende Unterbringung ist kein Ersatz für eine notwendige Langzeitbehandlung in der
stati onä re n od e r te i I stationä re n Kra n ke n ha us- Psych iatri e.

Zugleich gibt es eine Gruppe von psychisch kranken Menschen, die nur unzureichend von den im
Gemeindepsychiatrischen Verbund der Kommune angebotenen Leistungen profitieren können, die oft

1 Diese Tendenzensind derzeitnoch nichtvollumfänglidt statistisdr abgebildet
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aus einer psychischen Störung heraus und als Folge der Erkrankung schwere soziale Verwerfungen

erleben oder erlebt ha.ben, die oft als ,,chronjsch niederschwellig fremdgefährdende" Persenen

wahrgenommenwerden, fürdie es oftmals keine wirkliche Lösung zurVerbesserung der Lebens- und

Krankheitssituation gibt (Versorgungslücke). Eswird angenommen, dass diese Personengruppe - wenn

zuvor alle milderen Mittel nicht geholfen haben - von zeitweiligen fakultativ freiheitsentziehenden

Maßnahmen profitieren könnte.2

Vor diesem Hintergrund soll das Positionspapier - als fachliche Stellungnahme - Grundlage für die

weitere EntwicklungderGemeindepsychiatrischen Verbunde Sachsens auf diesem Gebiet sein. Hierbei

sollte auch berücksichtigt werden, dass richterliche Beschlüsse die konkrete Form und das Maß der
notwe nd igen Frei heitse ntzie hung häufig nicht bei nhalten.

2 Grundorinzi Pien

Grundsätzlich giltfüralle Gemeindepsychiatrischen Angebote das gesetzlich vorgeschriebene Prinzip,

dass Hilfen fürschwer psychisch kranke Menschen in derjeweiligen Heimatregion, in derder Betroffene
lebt, vorzuhalten sind. Dies betrifft auch den Fall der Freiheitsentziehenden Unterbringung. Nur weil
eine besondere FormderWohnunterbringung -zeitweilig und fakultativ-notwendigwird, darf diese
Hilfe nicht dazu führen, dass der Betroffene den Landkreis bzw. die kreisfreie Stadt und ggf. das

Bundesland vedässen muss. Es sind daheivon jedem Gemeindepiychiatrischen Verbund där Stadt bzw.

des LandkreisesAnstrengungen zu unternehmen, diesesAngebot-je nach fachlich begründetem Bedarf

- einzurichten.

Es ist selbstverständlich und fachlich geboten, dass voreinerfreiheitsentziehenden Unterbringung alle
geeigneten Maßnahme n, die eine Unte rbringung vermeide n könne n, anzubieten bzw. umzusetzen sind.

Hierzu zählen alle niederschwelligen Angebote der jeweiligen Versorgungsregion, ggf. die Prüfung der
Einrichtung einer Betreuung oder anderer geeigneter Maßnahmen. Auch eine gemeinsam mit dem
zuständigen Facharzt/derzuständigen Psychiatrischen Klinik abgestimmte Behandlungsvereinbarung

kannalternativzufreiheitsentziehendenMaßnahmenwirken. VordiesemHintergrundistfestzuhalten,

dass nur eine mit ausreichenden Fachkräften und mit bedarfsgerecht vorgehaltenen
gemeindepsychiatrischen Angeboten ausgestattete ambulante kommunale Versorgung Menschen mit
komplexen Hilfebedarf so unterstützen kann, dass kurz- und langfristige stationäre geschlossene

Unte rbri ngung ve rmieden wi rd.3

lnnerhalb jeder kreisfreien Stadt bzw. jedes Landkreises sollte es Angebote gemeinschaftlichen

Wohnens in besonderen Wohnformen mit einem (fakultativ)geschlossenen Bereich geben. Diese sollen

einerseits eine hohe Durchlässigkeit, andererseits Rückkehrmöglichkeiten fürden begründeten Einzelfall

gewährleisten. Leistungsangebote gemeinschaftlichen Wohnens müssen nicht zwingend besondere

Wohnformen mit einem (fakultativ) geschlossenen Bereich anbieten. Vielmehr soll eine überregionale
lnanspruchnahme insbesondere durch Menschen mit besonders komplexen Hilfebedarfen ermöglicht

werden. Die Steuerungsverantwortung liegt bei der Kommune, in deren Zuständigkeitsbereich sich das

in Anspruch genommene Angebot befindet.

2 
Hie rbei ist jedodr anzu me rken, dass für die freiheitse ntziehende Unterbringur€ dieses Personenkreises eine hin reidrende geseEliche

Grundlage fehlt bzw. nach 5 1906 BGB kaum gegeben ist.
t 

Di" B"da rfrlrge stationärer gesdrlossene r Unterbringung insgesanrt soll in der Zulc.rnft noch a nhand einer statistischen Anal\,se untersudrt
werden.
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3 Einbi ndu nE i n den G emei ndeosvchiatrische n Ve und/Aufuabe n des Sozial osvchiatrischen Dienstes

Bei derAufnahme, im Verlauf der Hilfen in der Einrichtung des gemeinschaftlichen Wohnens mit einem
(fakultativ) geschlossenen Bereich sowie vor und bei der Entlassung ist der zuständige

Sozialpsychiatrische Dienst-als Fachdienstfürdie Belange psychisch kranker Menschen -im Sinne der
55 5 ff. SächsPsychKG verbindlich einzubeziehen. Durch diese Zusammenarbeit ist das Mitspracherecht

von sozialen Bezugspersonen (2.8. Angehörige, Betreuer, Fachkräfte anderer Hilfesettings) bei der
Ausgestaltung der Hilfe - etwa über die Beteiligung an Fall-/Helferkonferenzen - zu sichern. Zugleich sind

in regelmäßigen Fallbesprechungen die vereinbarten Hilfeziele zu überprüfen. Dabei ist die
Einbezie hung des sozialpsychiatrischen Hilfesystems (2. B. Sicherung de r fre ien Facharztwahl, Angebot an

Leistungen der Psychotherapie und/oder Familientherapie ermöglichen) und des Kommunalen

Sozialverbandes Sachsen (KSV) über die gesamte Zeit der freiheitsentziehenden Unterbringung
abzusichern. Eine enge Zusammenarbeit des Sozialpsychiatrischen Dienstes mit der Betreuungsbehörde

und dem Betreuungsgericht ist in diesem Zusammenhang von entscheidender Bedeutung. Darüber

hinaus wird empfohlen, diesen Dienst als ordentliches Mitglied in die örtliche Arbeitsgemeinschaft
Betre uungsrecht aufzune hmen. ln nerhalb des kommunalen Gemeinde psychiatrischen Ve rbundes ist bei

der Einrichtung des gemeinschaftlichen Wohnens mit einem (fakultativ) geschlossenen Bereich auf
besondere Beschwerde- und Kontrollmöglichkeiten (Patientenfürsprecher, ggf. Beschwerdestellen,

Besuchskommission)zu achten. Freiheitsentziehende Maßnahmen/Unterbringungen sollten innerhalb
de r kommunale n Sozial berichte rstattung besonde rs berücksichtigt we rde n.

4 Fachliche Voraussetzung

Einrichtungen desgemeinschaftlichen Wohnens, die anteilig eine Wohnabteilung/einen Wohnbereich

zur fakultativ geschlossenen Unterbringung betreiben, müssen - neben dem Fachkonzept für den
allgemeinen Wohnbereich - ein auf den fakultativ geschlossenen Bereich bezogenes zusätzliches

Fachkonzept vorliegen haben. ln diesem Konzept sind die Betreuungs-Angebote (Ziele der
Wohnbegleitung, individuelle Hilfeplanung, tagesstrukturierende Maßnahmen, Schließ- und
Ausgangsregelungen)sowie die personelle Besetzung festzuhalten. Darüber hinaus sind Festlegungen

darüberaufzunehmen, welche täglichen Möglichkeiten esgibt, den geschlossenen Bereich begleitend zu

verlassen (Hof- bzw. Gartenbesuch, Rauchmöglichkeit u.a.m.).0 Zudem ist festzuhalten, welche
Bed ingungen die schrittweise Rücknahme derfreiheitseinschränke nden Maßnahme n für die Bewohne r
möglich machen (abgestuftes System von ,,Lockerungen")

Mit jedem Bewohner des fakultativ geschlossenen Bereiches ist bei derAufnahme eine individuelle
Zielplanung a) erarbeiten, die alle therapeutischen, tagesstrukturierenden und weiteren
Unterstützungsangebote aufführt. ln dieser Planung ist fürden Bewohner-dessen Betreuer bzw. nahen

Angehörigen - nachvollziehbar festzuhalten, in welchen Stufen unter welchen Bedingungen eine
Lockerung der freiheitseinschränkenden Unterbringung möglich oder nicht möglich ist, und welche
Aufgaben in diesem Zusammenhang der Bewohne r hat.

Voraussetzung für eine - aktuellen Standards entsprechende - Begleitung ist ein adäquater
multiprofessioneller Fachkraftschlüssel (inkl. Nachtbereitschaftsdienste), der diesen besonderen
Anforderungen Rechnung trägt und einrichtungseigene tagesstrukturierende Angebote ermöglichen
muss. ln der Regel liegt der Betreuungsschlüssel in diesen Bereichen über de m üblichen

o 
D.h."ristkein,,Käfig",sonderneswirdfreieBewegunginnerholbderEinrichtungdesgemeinsdraftlidrenWohnensermtrglicht.
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Personalschlüssel.s Zusätzliche Mittel für Supervision, fachliche Weiterbildung des Personals sollten
ebenfalls zur Vqrfügung stehen.

5 Bauliche Voraussetzung

ln der Einrichtung des gemeinschaftlichen Wohnens mit einem fakultativ geschlossenen Bereich sind

folgende bauliche Voraussetzungen bereit zu halten:

Die verschließbaren Wohnbereichesollten Wohngruppenstrukturaufweisen, entsprechend angemessen

räumlich gestaltet sein und milieutherapeutische Gesichtspunkte - The rapieerfolg begünstigende Woh n-

und Lebensatmosphäre - gewährleisten. Mit Einrichtungen des Justizvollzuges vergleichbare
Bedingu ngen und Sicherhe itsstandards sind in jed em Fallzu ve rmeide n. Dergeschlossene Bereich sollte

Zugangsmöglichkeiten in einen - wenn notwendig zusätzlich geschlossenen - Außenbereich haben.

Grundsätzlich sind keine separierten - ausschließlich geschlossen geführte - Einrichtungen des

gemeinschaftlichen Wohnens vorzuhalten. Bei einer im Sächsischen Wohnstätten-Bauprogramm

empfohlenen Wohnplatzahl von 32 Plätzen pro Einrichtung sollte der fakultativ geschlossene Bereich

ausreichend räumliche Kapazitäten fürein Belegungsvolumen ab 4 Personen vorhalten.u Die Größe der

einzelnen Wohngruppe sollte 6 Plätze nicht überschreiten.

6 Rechtliche Grundlagen des Positionspapiers

Das Positionspapier wurde auf Anregung des SMS entwickelt. Grundlage dafür ist 5 1 SächsGDG

,,öffentlicher Gesundheitsdienst", wonach der öffentliche Gesundheitsdienst die gesundheitlichen

Verhältnisse von Menschen beobachtet und bewertet. Die Tätigkeit der sächsischen

Psychiatriekoordinator/innen ergibt sich aus den Bestimmungen des SächsGDG in Verbindung mit $ 7

SächsPsych KG,, Koord i nati on de r psych i atrische n Ve rsorgung".

Das Positionspapier dient als Orientierungshilfe zur Gestaltung der fachlichen Praxis. lm
Entstehungsprozess sind dasSMS und der KSV Sachsen fachlich konsultiert worden. Es kann bei Bedarf
jede rze it fortgeschrie be n u nd we ite re ntwi cke lt we rde n.

Die Kontrolle der Umsetzung und derWahrung der Rechte der Betroffenen erfolgen auf der Grundlage

der einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen (SGB lX, SächsPsychKG, SächBeWoG).

s 
Dies istGegenstand derVerhandlungen zwisdren den dafürzuständigen Vertragspartnern.

6 
Hie rbei besteht jedoch noch Klärungsbeda4 wie die notwendige Flexibilität e rreicht werden kann, wen n etwa 1-2 Persone n nidrt mehr in der

Beda rfsgruppe liegen.
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